
Bundesbeitrags auf neu 120 Prozent angeho-
ben wird. Der Kantonsrat muss dazu verpflich-
tet werden. Freiwillig macht er das nicht.  Bisher 
hat er sich nur an das gesetzliche Minimum 
gehalten. Die Prämienverbilligung für bereits 
Anspruchsberechtigte soll erhöht und die An-
spruchsberechtigung auf den  Mittelstand aus-
gedehnt werden.

Mittlerweile leidet die halbe Bevölkerung …
Die Zahl der Haushalte, die heute gezwungen 
sind, mehr als ein Monatseinkommen für die 
Krankenkassenprämien aufzuwenden, nimmt 
ständig zu. Für eine vierköp-
fige Familie beispielsweise, 
die über ein Gesamtein-
kommen von 60 000 Fran-
ken verfügen  könnte, sind 
im Kanton Solothurn heute 
durchschnittlich 6700 Fran-
ken selbst zu bezahlen – mit 
11 Prozent ein eindeutig zu 
hoher Eigenanteil.  Damit 
wird das Ziel des Bundesra-
tes, dass die Prämienlast  maximal acht Prozent 
des steuerbaren Einkommens betragen soll, 
untergraben. Die explodierenden Kranken-
kassenprämien treffen also längst nicht mehr 
nur die Bedürf tigen, sondern  haben den Mit-
telstand mit aller Härte erreicht. Es ist daher 
nichts als gerecht, dass jetzt auch der Mittel-
stand, der mit  seinen  Steuern zur Sanierung 
der Staatsfinanzen  beigetragen hat, sein Geld 

links so
Mitgliederzeitung der SP Kanton Solothurn, 114 Dezember 2010

PräMien runter, jetzt!
Ja zur Volksinitiative der SP

und seine Kaufkraft wenigstens  teilweise wie-
der zurückerhält.

Für unseren Kanton! 
Während andere Kantone die Last für ihre 
Bürgerinnen und Bürger abfedern, schauen 
die solothurnischen Behörden tatenlos zu: Im 
interkantonalen Vergleich kommt Solothurn 
heute an 17. Stelle. Selbst Kantone mit tieferen 
Durchschnittsprämien, wie zum Beispiel Thur-
gau oder Freiburg, verbilligen die Prämien viel 
stärker. Die Initiative verhindert, dass der Kan-
ton Solothurn noch mehr an Boden verliert.

Der Prämienexplosion nicht tatenlos 
zuschauen!
Ohne eine wirksamere Prämienverbilligung 
verlieren die Solothurner Haushalte Jahr für 
Jahr massiv an Kaufkraft. Sagen deshalb auch 
Sie Ja zur Gesetzesinitiative für eine wirksame 
Prämienverbilligung und damit zu einer wirk-
samen Unterstützung von Bedürftigen, Famili-
en und des Mittelstandes!

Worum es geht
Im Wissen darum, dass die sich stetig nach 
oben drehende Schraube der Kosten für die 
Krankenkassenprämien für viele Menschen 
den Ruin bedeuten könnte, nehmen Bund 
und Kantone Geld in die Hand, um die priva-
ten Haushaltsbudgets zu entlasten. Für jeden 
Franken, den der Bund in die Prämienverbilli-
gung einschiesst, legt der Kanton Solothurn 80 
Rappen nach – was allerdings zu wenig ist, um 
die wachsende Zahl von Solothurnerinnen und 
Solothurnern, die unter dem Prämiendruck 
ächzen, wirksam zu entlasten. Die Knausrig-
keit Solothurns geht auf die Zeit zurück, als die 
Staatsfinanzen noch ein Problem waren. Heute 
aber ist die Staatskasse saniert.

Krankenkassenprämien runter, 
Mittelstand entlasten!
Die Gesetzesinitiative für eine wirksame 
 Prämienverbilligung verlangt, dass der Beitrag, 
den der Kanton Solothurn an die Prämienver-
billigung beisteuert, von heute 80 Prozent des 

Argumente des initiativkomitees zur Gesetzesinitiative 
für eine wirksame Verbilligung der Krankenkassenprämien – 
Volksabstimmung vom 13. Februar 2011

Manfred Baumann, Boris Banga, Evelyn Borer, 
Bea Heim, Urs Huber, Ernst Leuenberger (†), 
Markus Schneider, Niklaus Wepfer, Reiner 
Bernath,  Georg Hasenfratz, Fabian Müller, 
Anna Rüefli

DAS initiAtiVKoMitee

ja

Mittelstand stärken, Kaufkraft erhöhen  
und Familien unterstützen

Darum Prämien runter und JA zur  
Initiative für eine wirksame Verbilligung 
der Krankenkassenprämien

Prämien runter!

Am 13. Februar

Inserat_Prämien_202x75indd.indd   1 16.11.10   13:38

Die zahl der Haushalte, die gezwungen 
sind, mehr als ein Monatseinkommen 
für die Krankenkassenprämien aufzu-
wenden, nimmt ständig zu.
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tagebuch einer Gemeinderätin ressort Bildung
Was eine lehrerin, ein lehrer im Schulzimmer macht, haben 
alle in ihrem leben erfahren. Bildung ist aber weit mehr als 
das. Bea Widmer Strähl, Gemeinderätin mit dem ressort 
Bildung in trimbach, hat für «links» ein kurzes tagebuch 
geführt über ihre tätigkeit in der Führung einer Schule in 
zeiten des umbruchs. Beatrice Widmer Strähl

8. November: Information der 
Behörden durch das AVK (Amt 
für Volksschule und Kindergar­
ten) Diskussionen gibt es zur 
Speziellen Förderung und zur In-
tegration. Bemängelt wird, dass 
die Schulleitungen und Behörden 
vom Amt immer spät oder zu spät 
informiert werden. 

Ist die Integ-
ration von Ein-
führungs- und 
Kleinklassenkin-
dern wirklich in 
allen Gemein-
den sinnvoll? In 
Trimbach besuchen relativ viele 
Kinder eine Einführungs- oder 
Kleinklasse. Die SchülerInnen 
sind zwar nicht in der Regelklasse 
integriert, aber ihr Klassenzim-
mer befindet sich im gleichen 
Schulhaus. Wird man durch die 

Bereich ICT erscheint als ein Fass 
ohne Boden. Die Kosten für War-
tung und Support der Infrastruk-
tur, die Weiterbildung der Lehr-
kräfte und den Ersatz der Arbeits-
stationen in vier bis fünf Jahren 
sind nicht zu unterschätzen. 

15. November: Chrömliverkauf or­
ga  nisieren für den Mittagstisch 
als Vorstandsmitglied Der Verein 
family+ hat sich zum Ziel gesetzt, 
in Trimbach Tagesstrukturen, eine 
Kinderkrippe und einen -hort auf-
zubauen. Seit Januar 2008 führt 
der Verein family+ den Mittags-
tisch. Trotz Bundesanstossfinan-
zierung und ei-
nem finanziellen 
Beitrag der Ein-
wohnergemeinde 
braucht der Verein 
Geld, um lang-
fristig arbeiten zu 
können. Eltern von Mittagstisch-
kindern, Vereinsmitglieder und 
die Kinder selbst backen für den 
Chrömliverkauf Anfang Dezem-
ber. Es steckt viel nebenamtliche, 
unbezahlte Arbeit im Aufbau von 
Tagesstrukturen.

Der Kanton macht viele Vorga-
ben zur Führung von Kinderkrip-
pen und -horten – ich kann ver-
stehen, dass auf Qualität geachtet 
werden muss. Ein Betrieb kann 
jedoch ohne staatliche Zuschüsse 
nicht nach diesen Vorgaben ge-
führt werden.

18. November: Netzgruppen abend 
Seit einigen Jahren gibt es in Trim-
bach eine Netzgruppe von Frauen 
aus unterschiedlichen Kultur-
kreisen, die Kontakte zwischen 
Schule und Elternhaus herstellen 
und pflegen. Regelmässig fin-
den gesellige Anlässe statt. Heute 

wird fleissig gewerkt und gebas-
telt. Beim anschliessenden Kaf-
fee können viele Köstlichkeiten 
aus verschiedenen Kulturkreisen 
 probiert werden. Der Austausch 
unter den Müttern wird sehr ge-
schätzt.

«Wird man durch die Spezielle 
Förderung wirklich allen Kin-
dern gerecht?»

«Die reformen müssen 
durchdacht, koordiniert und 
umsetzbar sein.»
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Spezielle Förderung wirklich al-
len Kindern gerecht? Das ungute 
Gefühl lässt mich nicht los, dass 
die Spezielle Förderung eine Spar- 
und Alibiübung ist.

9. November:  ICT ist ein Thema 
an der Gemeinderatssitzung Das 
ICT-Rahmenkonzept des Kantons 

schreibt vor, wie viele Kinder und 
Lehrpersonen sich ein Notebook 
teilen müssen. Viele Gemein-
den finden es stossend, dass der 
Kanton Vorgaben macht, die Ge-
meinden aber die Kosten für die 
Realisierung zahlen müssen. Der 

Mühlemattschulhaus in Trimbach
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vgtagebuch einer Gemeinderätin ressort Bildung

Beatrice Widmer Strähl
ist SP-Gemeinderätin 
in Trimbach und leitet das 
Ressort «Bildung»

Urs Huber
ist SP-Kantonsrat und 
Präsident des Vereins «Nie-
deramt ohne Endlager» NoE 
www.endlagernein.ch/

Im Gespräch mit Müttern 
kommt das Thema Klassenrepe-
titionen auf. Viele Eltern schätzen 
die Möglichkeit, dass Kinder Klas-
sen repetieren können. Ich kenne 
Kinder, die eine Klasse repetiert 
haben und jetzt die Bezirksschule 
mit guten Noten besuchen. Im Ge-
spräch muss ich den Eltern mittei-
len, dass Klassenrepetitionen mit 
dem neuen Laufbahnreglement 
(= ehemaliges Promotionsregle-
ment) nur noch in ganz speziellen 
Fällen möglich sein werden. Die 
Eltern haben wenig Verständnis 
für diese Neuregelung. 

27. November: Bericht fürs Links 
schreiben Wo besteht dringen-
der Handlungsbedarf im Bil-
dungswesen im Kanton Solo-
thurn?

Die Volksschule muss sich re-
formieren können, sie darf nicht 
stehen bleiben. Aber: die Refor-
men müssen durchdacht, koordi-
niert und umsetzbar sein. Refor-
men dürfen keine Sparübungen 
sein, sondern müssen Verbesse-
rungen für Kinder und Lehrkräfte 
und die ganze Schule bringen.

Der Lehrerberuf muss attrak-
tiver werden. Die Wertschätzung 
der geleisteten Arbeit fehlt häu-
fig. Ich habe grossen Respekt vor 
Lehrpersonen, die sich täglich mit 
Kindern und Jugendlichen ausei-
nander setzen und ihnen Wissen 
weitergeben.

Der Aufbau von Tagesstruk-
turen, Kinderkrippen und -hor-
ten muss stärker gefördert wer-
den. Die Zusammenarbeit mit 
der Schule ist notwendig, damit 
auch die Verbindlichkeit erhöht 
wird. Die Geschäftsleitung der 
SP Kanton Solothurn unterstützt 
die Vorlage «Familienfreundliche 
Tagesstrukturen in den Solothur-
ner Gemeinden» der FDP, ist sich 
jedoch bewusst, dass diese Geset-
zesvorlage nicht ausreichend ist.
Frühförderung: Alle Kinder sollten 
bei Kindergarteneintritt Deutsch 

AnhörungSAntWort geologiSche tiefenlAger

harmlosenden Berichts jedoch 
nicht möglich. 

Forderungen der SP, Punkte be­
treffend Region Jurasüdfuss
1. Ein aktives Kernkraftwerk und 
ein gleichzeitiges Lager für ra-
dioaktive Abfälle schliessen sich 
aus Sicherheitsgründen aus. Der 
Zugangsbereich einer Lagerstät-
te muss jederzeit problemlos er-
reichbar sein. Ein Kernkraftwerk 

im Störfall kann eine solche Zu-
gänglichkeit kurz-, mittel- oder 
langfristig behindern oder verun-
möglichen. Diese Potenzierung 
von Gefahren muss ausgeschlos-
sen sein. Deshalb sind die Region 
Jurasüdfuss und andere Regionen 
mit Kernkraftwerken in Betrieb 
auszuschliessen. Dies betrifft ins-
besondere den Betrieb  eines neu-
en Kernkraftwerks  Gösgen 2 mit 

absehbar jahrzehntelanger Lauf-
dauer.
2. Die Region Jurasüdfuss ist eine 
dicht bevölkerte Wohnregion im 
Mittelland. Zudem wird aktuell 
mit dem Projekt Aareland mit 
Unterstützung des Bundes neben 
dem Wohnen auch die natürliche 
(Aare)-Landschaft thematisch 
und planerisch durch die regio-
nalen Verbände und Gemeinden 
vorangetrieben. Ein Tiefenlager 
für atomare Abfälle ist in diesem 
Kontext widersinnig und nicht ak-
zeptierbar.
3. Überbelastung der Region Nie-
deramt durch atomare Anlagen 
Die Region ist bereits genügend 
mit atomaren Anlagen und Ge-
fahren belastet. Zudem wird be-
absichtigt, Gösgen 2 zu bauen. 
Auch die Bevölkerung hat das 
Recht, nicht zum atomaren Ab-
fallkübel der Schweiz verdammt 
zu werden. Genug ist genug, ein 
atomares Endlager ist deshalb im 
Namen der Bürger und Bürgerin-
nen für die Region Jurasüdfuss 
auszuschliessen. 

SP weist Sachplan zurück
es ist uns ein wichtiges Anliegen, dass die grosse Skepsis,  
besonders in den betroffenen Gebieten, gegenüber der 
Atomenergie und insbesondere der damit verbundenen 
endlagerung von radioaktiven Abfällen, ernst genommen 
wird. urs huber

Kritik am Lagerkonzept: Die 
Schweizer Suche nach einem La-
gerstandort ist verfrüht. Denn für 
den Suchprozess fehlen ein siche-
res Lagerkonzept, glaubwürdige 
Antworten auf noch ungelöste 
technische Probleme und die 
richtigen Rahmenbedingungen in 
Bezug auf Finanzierung und For-
schung.
Kritik am Sachplanprozess: Dem 
Sachplanprozess als solchem 
haftet der Beige-
schmack der Alibi-
übung an, solange 
die wirklichen Fra-
gen der Atommül-
lentsorgung nicht 
diskutiert werden 
und das Ergebnis nicht von Be-
ginn an feststeht. Gegen diese 
Alibiübung, welche die kritischen 
Stimmen zum Verstummen brin-
gen soll, wehrt sich die SP. 
Kritik am Ergebnisbericht: Zur 
Anhörung wurde ein Ergebnis-
bericht vorgelegt. Eine wirkliche 
Auseinandersetzung über die 
Atommülllagerung ist aufgrund 
dieses unvollständigen und ver-

«Dem Sachplanprozess 
als solches haftet der Beige-
schmack der Alibiübung an.»
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inseratekampagne von 
regierungsrat Wanner

Im Rahmen des Abstimmungs-
kampfes zur Steuergerechtigkeits-
initiative der SP Schweiz hat sich 
Regierungsrat Christian Wanner 

durch eine 
grosse medi-
ale Präsenz 
her vorgetan. 
Der Auftritt 
hat in seinem 
Umfang und 
seiner Vehe-

menz irritiert. Aus diesem Grund 
hat die SP-Fraktion beschlossen, 
diesbezüglich einen Vorstoss ein-
zureichen, und bittet den Regie-
rungsrat u. a. um Auskunft darü-
ber, welche Regelungen in einer 
Kollegialbehörde im Zusammen-
hang mit Auftritten und Komi-
teemitgliedschaften bestehen, 
wie der Entschied zu einer derart 
intensiven Inseratekampagne zu-
stande gekommen ist und ob das 
Regierungskollegium dies vor-
gängig gutgeheissen hat. Weitere 
wichtige Fragen stellen sich im 
Zusammenhang mit der Finan-
zierung der Inserate, auf denen 
Regierungsrat Wanner als Finanz-
direktor des Kantons in Erschei-
nung trat. Wir sind gespannt auf 
die Antworten und bleiben dran.

Evelyn Borer, Kantonsrätin und Parteipräsi-
dentin aus Dornach

Aufhebung Hand-
änderungssteuer: 
Wo bleibt die Bevölke-
rungsinformation?

Im Zusammenhang mit der Auf-
hebung der Handänderungssteu-

er für selbst ge-
nutztes Wohn-
eigentum lässt 
die Informa-
tion durch die 
Verwaltung zu 
wünschen üb-
rig. Die Folgen 

sind: Unsicherheit, mühsamer 
Zugang auf der Website und wi-
dersprüchliche Informationen. 
Dies hat in der Fraktion zu Dis-
kussionen geführt und Kantonsrat 
Simon Bürki dazu bewogen eine 
kleine Anfrage zu diesem Thema 
zu machen mit folgenden Fragen: 
Welches Datum resp. Handlung 

ist massgebend für die Steuerbe-
freiung? Warum wurde die Bevöl-
kerung nicht klar informiert? War-
um durfte die Verwaltung teilwei-
se keine Auskünfte auf Anfragen 
geben? Gab es eine Informations-
sperre? Ist die gewählte schritt-
weise Informationspolitik geeig-
net Klarheit für die Betroffenen 
zu schaffen? Kennt der Kanton ein 
einheitliches Vorgehen betreffend 
Informationspolitik? Warum sind 
Informationen zum Thema trotz 
Aktualität auf der Webseite des 
Kantons nur mit gezielter Suche 
auffindbar? Welche Massnahmen 
wurden/werden zur Verbesse-
rung der Information ergriffen? 
Für Personen, die nächstes Jahr 
Eigentum erwerben möchten im 
Kanton, ist es wichtig Klarheit zu 
haben. Klare Information ist eine 
öffentliche Aufgabe. Leider wurde 
diese Chance verpasst. Note un-
genügend!

Simon Bürki, Kantonsrat aus Biberist

erfolg für Witwen 
und Witwer – erfolg 
für die SP!

In einem «Beobachter»-Artikel 
wurde unter dem Titel «Kanton 
Solothurn verärgert Witwen und 
Witwer» folgender Sachverhalt 

darge legt: Eine 
Person erhält 
nach dem Tod 
des Ehepart-
ners eine Steu-
e r r e c h n u n g 
über 20 Fran-
ken Personal-

steuer. Dabei hatte die Person für 
dieselbe Steuerperiode die Perso-
nalsteuer für beide, Ehefrau und 
Ehemann, also zweimal 20 Fran-
ken, bereits bezahlt. In einer klei-
nen Anfrage an den Regierungsrat 
wollte Fabian Müller wissen, ob 
dieser bereit sei, diese Ungerech-
tigkeit zu ändern, so dass beim 
Tod eines Ehepartners die Perso-
nalsteuer für den anderen Ehe-
partner im selben Jahr nicht noch 
ein weiteres Mal bezahlt werden 
muss. In seiner Antwort hat der 
Regierungsrat den Sachverhalt 
bestätigt und versprochen zu prü-
fen, ob sich das Anliegen der klei-
nen Anfrage umsetzen lässt. Und 
tatsächlich: In der neuen Vollzugs-
verordnung zum Gesetz über die 

Staats- und Gemeindesteuern hat 
der Regierungsrat sein Verspre-
chen wahr gemacht und das Prob-
lem gelöst. Veränderungen sind 
möglich! Es ist schön, dass ab so-
fort jährlich mehr als 900 Witwen 
und Witwer im Kanton Solothurn 
nach dem schmerzlichen Verlust 
ihres Ehepartners nicht mehr vom 
Kanton mit einer zusätzlichen Er-
hebung der Personalsteuer belas-
tet werden.

e-Voting soll definitiv 
eingeführt werden
Die SP Kanton Solothurn reicht im 
Kantonsrat einen Auftrag ein zur 
definitiven Einführung des e-Vo-
tings im Kanton Solothurn. Nach 
diversen Pilotabstimmungen 
konnten an der eidgenössischen 
Abstimmung vom 28. November 
alle im Kanton Solothurn regist-
rierten Auslandschweizerinnen 
und -schweizer zu den Abstim-
mungsvorlagen per Mausklick 
(e-Voting) Stellung nehmen. Tech-
nisch und organisatorisch hat da-
bei nach Aussagen des Kantons 
alles reibungslos geklappt. Nach 
den guten Erfahrungen mit dem 
e-Voting der Auslandschweizer ist 
es jetzt an der Zeit, dass e-Voting 
im Kanton Solothurn definitiv 
eingeführt werden kann und auch 
Inlandschweizer von diesem neu-
en Instrument profitieren kön-
nen. Deshalb fordert Kantonsrat 
Fabian Müller in seinem Auftrag 
den Regierungsrat dazu auf die 
rechtlichen Grundlagen dahinge-

hend zu ändern, dass e-Voting im 
Kanton Solothurn definitiv einge-
führt werden kann. Die Sicherheit 
bei der korrekten Ergebnisermitt-
lung sowie die Einhaltung des 
Wahlgeheimnisses muss dabei 
selbstverständlich gewährleistet 
sein. E-Voting kann der Demokra-
tie neue Chancen eröffnen. Es ist 
ein Instrument zur Steigerung der 
Bürgerinnen- und Bürgerfreund-
lichkeit, welches einige Vorteile 
bringt. Das Abstimmen wird für 
die Stimmberechtigten einfacher 
und rascher und die Stimmbeteili-
gung dürfte ansteigen, da der Auf-
wand für die Stimmabgabe sinken 
wird. Weiter können bei der Aus-
zählung der schriftlichen oder an 
der Urne eingegangenen Stimm-
zettel personelle und finanzielle 
Einsparungen erzielt werden. 

Fabian Müller, Kantonsrat aus Balsthal

Das Parteisekretariat wünscht 
allen Mitgliedern, Sympathisan-
tinnen und Sympathisanten eine 
schöne Adventszeit, besinnliche 
Weihnachten und für das neue 
Jahr viel Erfolg, Glück und Ge-
sundheit. Herzlichen Dank für 
die gute Zusammenarbeit und 
die grossartige Unterstützung im 
Jahr 2010. Wir freuen uns auf das 
 kommende Jahr und sind zuver-
sichtlich – das wird ein gutes SP-
Jahr!

Das Seki-Team: Beatrice Widmer 
Strähl und Niklaus Wepfer

Die SP Kanton Solothurn dankt dem abtretenden Sektionspräsidenten Klaus 
Blättler ganz herzlich für sein langjähriges Engagement an der Spitze der SP 
und wünscht dem Neuen, dem jungen Dariush Pour Mohsen, in seiner neuen 
Funktion alles Gute.
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